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Ernstfall Europa
Kann man über Europa nur noch im Ton der Resignation sprechen? Diese Fra-
ge drängt sich heute angesichts der Unfähigkeit zu spürbaren Fortschritten in
der Europäischen Integration geradezu auf. Skepsis und Kritik, Unbehagen
und Pessimismus nagen an der europapolitischen Zukunftsperspektive. Da
werden Assoziationen geweckt, etwa an das Wort, das Gottfried Benn unmit-
telbar nach Kriegsende formulierte: „Europa wird vom Gehirn gehalten, vom
Denken, aber der Erdteil zittert, das Denken hat seine Sprünge"1. Ob wir diese
Sprünge heute noch kitten können? Gegen eine solche Skepsis setzte in unse-
ren Tagen Manes Sperber aus Anlaß der Verleihung des Friedenspreises des
deutschen Buchhandels in der Frankfurter Paulskirche die beschwörenden
Worte: „Europa kann sich retten, wenn es sich nicht selbst aufgibt"2. Man muß
sich wohl auch erinnert fühlen an das ungeduldige Drängen in einem der ersten
Reformberichte der Europäischen Gemeinschaft: „Europa ist historisch eine
Eilsache. Gewiß scheinen einige der angestrebten Ziele in weiter Ferne zu lie-
gen. Ein Grund mehr, sie unverzüglich in Angriff zu nehmen. Je höher der
Gipfel, desto früher macht sich die Seilschaft auf den Weg"3. Allzu wenige ha-
ben wohl diese Bergsteigerweisheit beherzigt; allzu wenige haben in den zu-
rückliegenden Jahren Europa als eine Eilsache verstanden. Fast zwangsläufig
hat sich so das Ergebnis eingestellt, das wir heute kennen: Europa ist zum
Ernstfall der Politik geworden.

Dieser Ernstfall Europa hat viele Gesichter. DjM îrd_die Frage gestellt, wo
denn dieses Europa in der weltpolitischen Architektur festgemacht sein soll —
an der Seite der Vereinigten Staaten oder in enger Kooperation mit der Sowjet-
umörTöder äbeT*gaTaIs"SöIist auf weltpolitischer Bühne? Immer mehr raten in-
zwischenT^dieses Europa solle doch die Solistenrolle übernehmen. Die Selbst-
überschätzungen der Europäer haben offenbar wieder Konjunktur. Da werden
Frageriiriich der wirtschaftlichen"Potenz der Europäer gestelltTangesichts von
über 12 Millionen Arbeitslosen" in den MitgliedstaateiTder Europäischen Ge-
meinschaft. Reform des Agrarmarktes, Neuordnung des Stahlmarktes, Zweifel
an der Finanzierbarkeit — auch das sind alles Varianten des Ernstfalls Europa.

Die entscheidende Frage lautet heute dringlicher denn je: Wie kann dieses.
Europa Zukunft haben? Was ist zu tun, um das auf Sand gelaufene Schiff wie-
der flott zu machen? Diese Frage stellte sich in dieser Form bereits Anfang
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1983; zu jenem Zeitpunkt also, an dem die Bundesrepublik Deutschland für ein
halbes Jahr die Ratspräsidentschaft innerhalb der Europäischen Gemeinschaft
übernahm. Dies bedeutet, daß die Vertreter der Bundesrepublik Deutschland
in allen Gremien des Ministerrates der Europäischen Gemeinschaft und in al-
len Gremien der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) den Vorsitz
übernehmen4. Damit sind keine zusätzlichen formalen Kompetenzen verbun-
den, wohl aber ist damit die Chance eröffnet, eigene Akzente einzubringen,
Führungsimpulse freizusetzen, den Integrationsprozeß gewissermaßen mit der
persönlichen Handschrift auszugestalten. Selten ist die Übernahme einer Rats-
präsidentschaft mit solch hohen Erwartungen begleitet worden. Dies hat wohl
mehrere Ursachen: Das seit langer Zeit schwelende Krisenbewußtsein hat of-
fenbar die Hoffnung auf entscheidende integrationspolitische Fortschritte
wachsen lassen. Die Blicke der europäischen Öffentlichkeit konzentrieren sich
sehr stark auf jene wenigen Führungspotentiale, die auszumachen sind. Offen-
bar sucht man auch nach den kleinsten Chancen zur Personalisierung der Euro-
papolitik. Und selten hat sich ein wichtiges EG-Mitglied so prononciert in sei-
nem europäischen Engagement geäußert, wie die Bundesregierung bei ihrem
Amtsantritt. In seiner ersten Regierungserklärung am 13. Oktober 1982 knüpf-
te Bundeskanzler Kohl ausdrücklich an das große europäische Erbe Konrad
Adenauers an, um auf dieser Grundlage weitreichende Ambitionen anzumel-
den: „Wir wollen neue Wege zur Einigung Europas öffnen"5.

Aus Anlaß der Übernahme der Ratspräsidentschaft am 1. Januar 1983 hat
dann die Bundesregierung einen ehrgeizigen Katalog für ihre unmittelbaren eu-
ropapolitischen Prioritäten aufgestellt, deren Schwerpunkte in vier Problemfel-
dern gesetzt waren6:
1. Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, vor allem die Beseitigung der

Jugendarbeitslosigkeit.
Dieses Anliegen ist zweifellos wohl gemeint, allerdings sind die dazu ein-
setzbaren europapolitischen Instrumente höchst begrenzt. Eine Konzentra-
tion der EG-Fonds auf wirkliche Brennpunkte wäre zwar ein wichtiger
Schritt7. Aber in der gegenwärtigen wirtschaftlichen Krise rächt es sich nun
bitter, daß die Europäische Gemeinschaft in den 70er Jahren nicht zu einer
effizienten Wirtschafts- und Währungsunion und zu einem handlungsfähi-
gen Krisenmanagement gefunden hat8.

2. Die Beschleunigung der Beitrittsverhandlungen mit Spanien und Portugal.
Die eingetretene Verzögerung eines Verhandlungsabschlusses hat zahlrei-
che politische Gründe. Zweifel im Blick auf die künftige Finanzierbarkeit
des EG-Agrarmarktes, französische und italienische Befürchtungen bezüg-
lich der Agrarexporte Spaniens und Portugals, Skepsis gegenüber der politi-
schen Handlungsfähigkeit der EG angesichts relativ schlechter Erfahrungen
mit den bisherigen Erleichterungen. Ökonomische Schwierigkeiten geraten
zunehmend in Spannung mit der gegebenen Zusage und mit der die Demo-
kratie stärkenden Absicht der internationalen Integration9.
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3. Die Sicherung und Stärkung des Gemeinsamen Marktes.
Wachsender nationaler Egoismus zieht inzwischen auch die Kernbereiche
der bereits vollzogenen Integration — so den europäischen Binnenmarkt —
in Mitleidenschaft. Die Gefahr wächst, daß ein erfindungsreicher nationaler
Protektionismus den EG-Binnenmarkt aushöhlt. Es wächst allerdings auch
das Bewußtsein, daß der weltweite Konkurrenzdruck von den Europäern im
Sinne einer offensiven Modernisierung beantwortet werden muß10.

4. Die Verabschiedung der ,Europäischen Akte'.
Dieser gemeinsame Vorschlag der deutschen und der italienischen Regie-
rung versucht, den politischen Entscheidungsprozeß in einigen Akzenten zu
straffen und die Verbindung zwischen den einzelnen europäischen Institu-
tionen zu stärken11. Der Vorschlag widmet sich mit besonderer Aufmerk-
samkeit dem Ausbau der EPZ, wobei im Laufe des Jahres 1983 die europäi-
sche Reaktion auf den sowjetischen Abschuß des koreanischen Flugzeugs
wieder aktuelles Anschauungsmaterial für die Grenzen der EPZ-Methode
lieferte.

Dieses höchst anspruchsvolle Programm, mit dem die Bundesregierung die
Prioritäten ihrer Ratspräsidentschaft markierte, wurde flankiert durch Frage-
stellungen und Probleme, die durch die Jahre hinweg kontinuierlich Aufmerk-
samkeit verlangen:
— der Fischereistreit, mit der Vereinbarung von Fangquoten und dem Sonder-

problem des Heringsfangs12,
— die Krise des Stahlmarktes, mit der Notwendigkeit des Abbaus von Überka-

pazitäten, der Umstrukturierung der Beihilfen und dem Verlust von Ar-
beitsplätzen13,

— die Sorge um die langfristige Energiesicherung, angesichts der hohen Roh-
stoffabhängigkeit der Europäischen Gemeinschaft14,

— die notwendigen Anpassungen des Europäischen Währungssystems vor dem
Hintergrund wirtschaftlicher Divergenzen15,

— der Umweltschutz, für den die Römischen Verträge zwar keine unmittelba-
re europäische Rechtsgrundlage liefern, der aber dennoch Gegenstand zahl-
reicher EG-Rechtvorschriften ist und vor allem nach den denkwürdigen Se-
veso-Vorgängen in seiner europapolitischen Brisanz deutlich in den Vorder-
grund trat16,

— die Verbesserung der Beziehungen zu Asien und Lateinamerika angesichts
der traditionellen Schwerpunktsetzung der EG auf die Politik gegenüber
den AKP-Staaten17,

— der Handelskonflikt im Dreieck Europa — USA — Japan, der ganz wesent-
lich von der Spannung zwischen offenem Welthandel und nationalem Pro-
tektionismus geprägt ist und im wesentlichen im Stahlbereich, beim Agrar-
export, im internationalen Automobilhandel und bei Video-Recordern zu
Auseinandersetzungen geführt hat18,

— die europäische Entwicklungspolitik, mit der generellen Frage nach einer
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zukunftsorientierten Schwerpunktsetzung und mit dem Auftakt der Ver-
handlungen über das Lome III-Abkommen mit den AKP-Staaten19.

Schlüsselthema und Kernproblem blieben allerdings die europäischen Finanz-
fragen. Diese gliedern sich nach wie vor in drei Kapitel auf: die interne Vertei-
lung der Lasten, die Umstrukturierung der Haushaltsschwerpunkte und die
künftige Finanzierung20.

Der Versuch, europäische Pakete zu schnüren

In allen diesen bisher aufgeführten Problemfeldern kam die Europäische Ge-
meinschaft nicht nur während der deutschen Ratspräsidentschaft, sondern ins-
gesamt in der jüngsten Vergangenheit in kleinen Schritten voran. Europa be-
wegt sich seit geraumer Zeit unverkennbar mit der Geschwindigkeit einer
Schnecke. Dies ist ohne Überheblichkeit zu registrieren — denn die Geschwin-
digkeit, mit der komplizierte politische Systeme zum Wandel fähig sind, ist rea-
listischerweise generell nicht wesentlich höher anzusetzen.

Der markante Einschnitt, den die Europapolitik in dieser Zeit erfahren hat,
liegt daher nicht in einem einzelnen politischen Sektor oder einem einzelnen
politischen Ereignis, sondern im strategischen Zuschnitt des europäischen En-
gagements: Man hat die Notwendigkeit wieder entdeckt, europäische Pakete
zu schnüren.

Um die eigentliche Bedeutung dieser Wiederentdeckung auszumessen, blen-
den wir kurz in die Gründungszeit der Europäischen Gemeinschaft zurück21.
Gerade im Blick auf die schier übermächtigen Bremsklötze und Blockierungen
unserer Tage muß sich das Interesse auf die Frage richten: Wie konnte damals
der Durchbruch zu einem solchermaßen groß angelegten Vertragswerk erzielt
werden? Wo liegt der Schlüssel für die politische Übereinkunft der Europäer,
die damals zu einem heute kaum noch nachvollziehbaren fundamentalen Wan-
del in Westeuropa geführt hat? Die Antwort ist ziemlich einfach: Man wußte,
Pakete zu schnüren. Die Tagesordnungspunkte, die Interessen und Einzelkon-
flikte blieben nicht unverbunden nebeneinander stehen, sondern sie wurden in
einen dichten politischen Zusammenhang gestellt: EURATOM kommt nur zu-
stande, wenn der Gemeinsame Markt realisiert wird; die militärischen Vorbe-
halte der Franzosen gegen eine Ausdehnung von EURATOM werden nur ak-
zeptiert, wenn die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft angemessen ausgestat-
tet wird. In der Verschnürung des Pakets wurden selbst antagonistische Interes-
sen europapolitisch produktiv gemacht. Was als Einzelvorstoß, als Einzelplan
geradezu aussichtslos erschien, konnte im Gesamttableau der Themen kompro-
mißfähig werden. Das Erfolgsrezept des ,Europa der ersten Generation' lag
eben in der Kunst, europäische Pakete auf den Weg zu bringen.

In der jüngsten Vergangenheit haben die Europapolitiker versucht, an diese
Tradition wieder anzuknüpfen — also unterschiedliche Interessenkonflikte in
einen Verhandlungszusammenhang zu bringen und damit kompromißfähig zu
machen. Diese Strategie nimmt sich gleichzeitig eines anderen Problems der In-
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tegration besonders an: Es gilt, den wachsenden Bedarf an Koordination zu be-
friedigen. In Europa wird eine alte politikwissenschaftliche Erkenntnis neu be-
legt: je komplizierter ein politisches System, desto größer der Koordinationsbe-
darf; erst recht, wenn das System — wie bei der Europäischen Integration der
Fall — zahlreiche relativ eigenständige Subsysteme besitzt. EG, EPZ, EWS —
die Vielfalt und Unüberschaubarkeit der Entscheidungsstränge läßt die Not-
wendigkeit, Zusammenhänge darzustellen, zu koordinieren, Abläufe transpa-
renter zu machen, zu einem politischen Gut von eigenem, hohen Rang werden.

Die europapolitischen Strategen haben dies offenbar erkannt und in drei ver-
schiedenen Ansätzen den Versuch unternommen, über Verhandlungspakete zu
einem Interessenausgleich und zu einer Stärkung der Koordinationselement im
europäischen Entscheidungsprozeß zu kommen:
— Von der Genscher-Colombo-Initiative zur ,Feierlichen Deklaration',
— Das Reformpaket als Auftrag des Stuttgarter Gipfels,
— Die Perspektive einer Europäischen Verfassung.

Von der Genscher-Colombo-Initiative zur feierlichen Deklaration'
Im größeren historischen Kontext ist wohl weniger der Inhalt der ,Feierlichen
Deklaration' von Bedeutung als der Weg, den das Dokument von den ersten
Vorüberlegungen aus zurückgelegt hat. Dieser Weg beschreibt gleichsam wie
ein Seismograph, welche europäischen Bewegungen mit der Methode von Re-
gierungsverhandlungen möglich sind. Verfolgt man die jahrelangen Prozedu-
ren, die der Vorschlag durchlaufen mußte, dann ist praktisch auf den Millime-
ter genau die Handlungsmarge im Blick auf ambitionierte, weitgesteckte Re-
formabsichten ausgemessen.

Ein ganzes Motivbündel — Notwendigkeit der EG-Reform, sinkende Popu-
larität des Europa-Gedankens, Ablenkung von der finanzpolitischen Diskus-
sion — mag den deutschen Außenminister Genscher bewogen haben, am 6. Ja-
nuar 1981 auf dem traditionellen Dreikönigstreffen der FDP in Stuttgart eine
neue Europa-Initiative anzukündigen22. Genscher nahm einen seit vielen Jah-
ren benutzten, aber immer noch sehr unscharfen Zielbegriff der Europapolitik
auf: die Europäische Union23. Er schlug vor, dieses Ziel durch einen Vertrag
inhaltlich zu fixieren.

Die Grundgedanken einer Europäischen Akte zur Europäischen Union waren:
— die stärkere Verbindung von EG und EPZ unter dem gemeinsamen Dach

des Europäischen Rates;
— die Steigerung der Effizienz im Entscheidungsprozeß durch den Ausbau der

Führungsposition des Europäischen Rates, durch Kompetenzerweiterungen
des Europäischen Parlaments und durch die Abkehr vom Einstimmigkeits-
prinzip des Ministerrates;

— die Einbeziehung der Sicherheitspolitik in die EPZ;
— die engere Zusammenarbeit im kulturellen und im rechtspolitischen Be-

reich.
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Die italienische Regierung griff diese Überlegungen auf und ergänzte sie durch
konzeptionelle Darlegungen zur wirtschaftlichen Integration24. Am 4. Novem-
ber 1981 legten die deutsche und die italienische Regierung einen gemeinsamen
Entwurf für eine Europäische Akte vor25, der ausdrücklich kauf konsensfähige
Punkte konzentriert sein sollte. Die Inhalte der Europäischen Akte waren im
einzelnen weder neu noch originell. Ihre besondere Bedeutung lag in der Ver-
knüpfung der verschiedenen Problembereich zu einem Grundsatzdokument, in
der Aufnahme einer Revisionsklausel, in der Methode eines bilateralen Vor-
stoßes und im Zeitpunkt der Einbringung.

Mit der deutsch-italienischen Initiative begann der schwierige Verhandlungs-
prozeß mit den übrigen Partnern in dessen Verlauf sich sehr bald herausstellte,
daß die konsensfähigen Bereiche doch enger abzustecken waren, als es die Au-
toren zunächst annahmen. Der Gedanke, einen Vertrag abzuschließen, wurde
ganz frühzeitig aufgegeben. Offenbar scheute man die Mühsale, aber auch die
Gefahr des Scheiterns im parlamentarischen Ratifikationsprozeß. Die politi-
schen Rahmenbedingungen erschienen für Ergänzungen zu den Römischen
Verträgen nicht günstig.

Die Kontroversen entzündeten sich während der Vertragsverhandlungen vor
allem an drei Punkten der deutsch-italienischen Initiative:
— an dem Vorschlag, im Ministerrat zu den vertraglich vorgesehenen Mehr-

heitsabstimmungen zu kommen,
— an dem Vorhaben, die Sicherheitspolitik in den EPZ-Rahmen einzubezie-

hen,
— an dem Bestreben, dem Europäischen Parlament neue substantielle Kompe-

tenzen einzuräumen.
In diesen drei neuralgischen Punkten mußten die Autoren der deutsch-italieni-
schen Initiative im Laufe der Beratungen erhebliche Abstriche zulassen. Dies
wird anschaulich, wenn man die jeweiligen Textpassagen aus dem deutsch-ita-
lienischen Entwurf mit dem entsprechenden Absatz der vom Stuttgarter Gipfel
ab 19. Juni 1983 verabschiedeten einfachen ,Feierlichen Deklaration zur Euro-
päischen Union'26 vergleicht.
— Zum Verfahren im Ministerrat:

Im Entwurf hieß es dazu: „Der Anwendung der in den Verträgen von Paris
und Rom vorgesehenen Abstimmungsverfahren kommt im Hinblick auf die
notwendige Verbesserung der Entscheidungsprozesse und damit der Hand-
lungsfähigkeit der Europäischen Gemeinschaften eine wesentliche Bedeu-
tung zu. Die Mitgliedstaaten werden jede Möglichkeit nutzen, um die Be-
schlußfassung zu erleichtern. Zu diesem Zweck ist eine stärkere Inanspruch-
nahme der Stimmenthaltung, die eine Entscheidung nicht blockieren würde,
vorgesehen. Ein Mitgliedstaat, der eine Entscheidung verhindern zu müssen
glaubt, in dem er sich ausnahmsweise auf ,vitale Interessen' beruft, hat dies
konkret und schriftlich zu begründen. Der Rat wird die Erklärung zur
Kenntnis nehmen und seine Entscheidung bis zur nächsten Tagung verschie-
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ben. Wenn bei dieser Gelegenheit sich der betreffende Mitgliedstaat im We-
ge des gleichen Verfahrens erneut auf ,vitale Interessen' beruft, kommt eine
Entscheidung wiederum nicht zustande."
Aus dieser Positionsbeschreibung wurde in der feierlichen Deklaration' nur
ein knapper, allgemeiner Appell: „Die Anwendung der in den Verträgen von
Paris und Rom vorgesehenen Verfahren für die Beschlußfassung ist von ent-
scheidender Bedeutung für die Verbesserung der Handlungsfähigkeit der
Europäischen Gemeinschaften. Im Rat wird jede Möglichkeit zur Erleichte-
rung der Beschlußfassung genutzt; hierzu gehört auch die Möglichkeit der
Stimmenthaltung in den Fällen, in denen Einstimmigkeit erforderlich ist".

— Zur Sicherheitspolitik:
Im Entwurf hieß es dazu: „Die Abstimmung im Bereich der Sicherheit soll
ein einheitliches Vorgehen fördern, das auf die Wahrung der Unabhängig-
keit Europas, den Schutz seiner lebenswichtigen Interessen und die Stär-
kung seiner Sicherheit gerichtet ist. Bei diesen Beratungen kann der Rat
auch in anderen Zusammensetzungen tagen, wenn dies zur Vertiefung von
Fragen und gemeinsamen Interessen erforderlich ist." In der ,Feierlichen
Deklaration' schränkte man ein auf „die Koordinierung der Positionen der
Mitgliedstaaten zu den politischen und wirtschaftlichen Aspekten der Si-
cherheit" .

— Zu den Kompetenzen des Europäischen Parlaments:
Die ,Feierliche Deklaration' beschreibt zu den Kompetenzen des Europäi-
schen Parlaments im wesentlichen die inzwischen erreichte politische Praxis
— sieht man von Nuancen wie der Konsultation vor Ernennung des Kom-
missionspräsidenten einmal ab. Die im Entwurf vorgesehene Investiturde-
batte fand keine Zustimmung, ebenso nicht die klare Bestimmung einer
Ausdehnung des Konzertierungsverfahrens auf alle Rechtsakte.

Langfristig bedeutsam dürfte auch die Tatsache sein, daß zwei Mitgliedstaaten
— Dänemark und Griechenland — ihre Vorbehalte zu Protokoll gaben. In Um-
rissen mag sich hier abzeichnen, was auf lange Sicht als ein Europa mit mehre-
ren Geschwindigkeiten möglicherweise unvermeidlich wird. Bis dahin wird die
Europäische Gemeinschaft wohl noch etliche Trippel-Schritte zurücklegen27.
So zeigt der Text der feierlichen Deklaration' die Möglichkeiten und Grenzen
des Reformbemühens der Regierungen auf: Selbst die Haarrisse Europas wer-
den unter dem Mikroskop sichtbar.

Das Reformpaket als Auftrag des Stuttgarter Gipfels
Das wesentliche Ergebnis des Stuttgarter Gipfels vom 17. —19. Juni 1983 lag je-
doch im Schnüren des Reformpaketes aus den zentralen materiellen Struktur-
problemen, die die Gemeinschaft gegenwärtig belasten28:
— die künftige Finanzierung mit Blick auf die Erhöhung der Einnahmen, die

strengere Haushaltsdisziplin und den Zahlungsausgleich für England,
— die Reform des Agrarmarktes,
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— die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft durch den Beitritt von
Spanien und Portugal,

— die Entwicklung neuer Gemeinschaftspolitiken.
Dieses Europäische Sanierungsprogramm enthält das ganze Bündel divergie-
render Ziele und Interessen, die auf mittlere Sicht die europapolitische Szene
prägten:
— Die Gemeinschaft ist an die Grenze ihrer Finanzierbarkeit gestoßen. Die

Suspendierung von Vorschüssen im Agrarsektor durch die Kommission im
Oktober 1983 hat dies geradezu symbolhaft veranschaulicht29.

— Es besteht ein weitgehender Konsens darüber, daß eine Erhöhung der Ei-
geneinnahmen der EG vornehmlich über die Erhöhung des Mehrwert-
steueranteils — gegenwärtig bis zu 1 % — erzielt werden soll30.

— Die Bundesregierung, die im Laufe des Jahres 1983 von ihrer strikten Ab-
lehnung einer EG-Einnahmenerhöhung abgerückt ist, formuliert allerdings
als Bedingung ein drastisches Sparprogramm31.

— Neben allgemeinen Einsparungen, zu denen die Berichte des Rechnungsho-
fes der Europäischen Gemeinschaft immer wieder anschauliche Anregun-
gen liefern32, wird die strukturelle Reform des Agrarmarktes gefordert33.
Die hohen Kosten des Agrarmarktes, insbesondere durch die Überproduk-
tion im Milch-Sektor, zwingen zu Eingriffen, die vor allem das System der
Preisgarantien treffen. Über die Notwendigkeit einer Reform des Agrar-
marktes kann zwischen den EG-Mitgliedern eine generelle Übereinstim-
mung herbeigeführt werden, nicht aber über die konkreten Reformschritte.

— Der Agrarmarkt ist zusätzlichen Belastungen ausgesetzt, falls es zur Erwei-
terung durch den Beitritt von Spanien und Portugal kommt. Nicht zuletzt
dieser Kostenfaktor hat zu Verzögerungen der Beitrittsverhandlungen ge-
führt34.

— Zum Programm der Finanzreform zählt auch die schwierige Frage des engli-
schen Finanzausgleichs. England fordert regelmäßig gesonderte Rückzah-
lungen aus der EG-Kasse, und zwar in weit höherem Maße, als die EG zu
zahlen bereit ist35.

— Die — insbesondere von Frankreich geforderten — neuen EG-Politiken
kann es erst dann geben, wenn eine Finanzreform und Einnahmenerhöhun-
gen der Europäischen Gemeinschaft wieder finanzpolitischen Spielraum
verschafft haben36.

— Die wirtschaftlichen Divergenzen in der Gemeinschaft37 behindern zudem
die wirtschafts- und finanzpolitische Handlungsfähigkeit, die für eine wirk-
same europäische Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ebenso notwendig wäre
wie für eine Stabilisierung des Binnenmarktes. Die regional- und sozialpoli-
tischen Bemühungen der Europäischen Gemeinschaft müssen sich zwangs-
läufig als unzulänglich erweisen; zusätzliche Möglichkeiten kann erst eine
Finanzreform eröffnen.

Das Panorama dieser Aufgaben einer Strukturreform zeigt, wie sich der Kreis
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wieder schließt. Nichts wird sich bewegen, wenn nicht alle Interessen im euro-
päischen Paket zum Ausgleich gebracht werden können. Das Ausmaß der
Schwierigkeiten zeigt auch, daß kurzfristige, tiefgreifende Reformerwartungen
nur Quelle neuer Frustrationen sein werden.

Bedauerlicherweise hat jedoch das Europäische Parlament den Reformhe-
bel, der ihm mit seinen haushaltspolitischen Kompetenzen in die Hand gegeben
ist, nicht voll genutzt. Es hat seine Ankündigung vor dem Stuttgarter Gipfel,
keine englische Sonderregelung mehr zuzulassen, nicht realisiert, sondern den
Nachtragshaushalt 1983 passieren lassen. Es hat ebenso seine Ankündigung vor
dem Athener Gipfel, den Haushalt 1984 zu blockieren, falls es nicht zu befrie-
digenden Reformergebnissen in Athen komme, nicht verwirklicht, sondern den
Haushalt 1984 verabschiedet. Nimmt man noch die Diskrepanz zwischen den
hohen Agrarpreisbeschlüssen des Europäischen Parlaments und seinen Forde-
rungen nach Reduzierung der Agrarmarktkosten hinzu, dann ist zweifellos vom
Europäischen Parlament mehr Geradlinigkeit in der Zukunft zu fordern38. Das
Europäische Parlament wird vor diesem Hintergrund wohl einige Zeit brau-
chen, um als Reformkraft das notwendige politische Gewicht und die notwen-
dige politische Glaubwürdigkeit zu erhalten. Der flügellahme Phoenix muß
wieder fliegen lernen — spätestens in der zweiten Wahlperiode.

Die Perspektive einer europäischen Verfassung
Eine alte Idee erlebt zu Zeit ihre Neuauflage. Es handelt sich um die Idee, Eu-
ropa eine Verfassung zu geben. Dieser Gedanke ist im Grunde so alt wie das
Konzept der Einigung Europas selbst. Viele Kapitel der Geistesgeschichte vari-
ieren den Verfassungsbedarf; der Bogen ist von Abbe de Saint Pierre39 über
Immanuel Kant40 bis zu Johann Kaspar Bluntschli41 zu schlagen. Auch die Wi-
derstandsbewegungen gegen Hitler reflektierten diesen Gedanken42. Im Jahre
1953 präsentierte die Erweiterte Parlamentarische Versammlung der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einen kompletten Verfassungsent-
wurf43. Dieser Entwurf ist bis zum heutigen Tag bloß Papier geblieben: Mit
dem Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft in der französi-
schen Nationalversammlung entfiel seine Geschäftsgrundlage. Die europäische
Verfassungsdebatte ebbte ab. Man begnügte sich im folgenden mit dem Hin-
weis, eine solche Verfassung sei ungeschrieben bereits vorhanden44. Sie sei die
Summierung jener Normen der Gründungsverträge von EGKS, EWG und
EAG sowie der EG-Verordnungen und der Urteile des Gerichtshofs der Euro-
päischen Gemeinschaft. Als Anfang der 70er Jahre die Frage nach den Rah-
menbedingungen und den weiteren Zielen der Europäischen Einigung nach-
drücklich gestellt wurde, reichte diese allgemeine Begründung nicht mehr aus.
Als zusätzliche verfassungspolitische Herausforderung mußte auch der Be-
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Mai 1974 verstanden werden:
„Solange der Integrationsprozeß der Gemeinschaft nicht soweit fortgeschritten
ist, daß das Gemeinschaftsrecht auch einen von einem Parlament beschlosse-
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nen und in Geltung stehenden formulierten Katalog von Grundrechten erhält,
der dem Grundrechtskatalog des Grundgesetzes adäquat ist, ist nach Einho-
lung der in Art. 177 des Vertrags geforderten Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofs die Vorlage eines Gerichts der Bundesrepublik Deutschland an
das Bundesverfassungsgericht im Normenkontrollverfahren zulässig und gebo-
ten, wenn das Gericht die für es entscheidungserhebliche Vorschrift des Ge-
meinschaftsrechts in der vom Europäischen Gerichtshof gegebenen Auslegung
für unanwendbar hält, weil und soweit sie mit einem der Grundrechte des
Grundgesetzes kollidiert"45. Diese Hervorhebung des eigenen Grundrechts-
rahmens eines Mitgliedstaates hat in der Europäischen Gemeinschaft eine in-
tensive Fachdiskussion ausgelöst46. Immerhin hat der Beschluß des Verfas-
sungsgerichts der nationalen Komponente einen rechtlichen Vorrang einge-
räumt. Diese rechtspolitische Kontroverse regte allerdings die erlahmte euro-
päische Verfassungsdebatte neu an47. Einige Akzente aus diesem Zusammen-
hang tauchten im Vorfeld der ersten Direktwahl des Europäischen Parlaments
wieder auf48. Der Vorschlag einer Verfassung blieb allerdings umstritten, weil
er nicht der politischen Tradition aller Mitgliedstaaten entspricht und weil
Zweifel existieren, ob die politische Lage der Gemeinschaft eine Kraftanstren-
gung zu einem großen politischen Entwurf zuläßt.

Nun unternimmt das Europäische Parlament einen neuen Anlauf. Am 14.
September 1983 hat das Parlament eine entsprechende Entschließung gefaßt,
die die Prinzipien und Leitlinien für eine europäische Verfassung — das Euro-
päische Parlament spricht von einem „Vertrag zur Gründung der Europäischen
Union" — beinhaltet49, und inzwischen auch ein juristisches Kondensat dieser
Entschließung vorgelegt. Bei dieser Aktion hat das Europäische Parlament
wohl nicht zuletzt an sich selbst gedacht, an die Bilanz seiner Arbeit in der er-
sten Wahlperiode und an das Urteil des Wählers im Juni 1984 bei der zweiten
Direktwahl: Die Verfassung als psychologisches Vehikel der Selbstvergewisse-
rung des Europäischen Parlaments — so könnte man zugespitzt formulieren.

Kein Zweifel kann bestehen, daß Europa eine Verfassung braucht: Die
Rechtsgrundlagen sind unüberschaubar geworden; die Reform Europas ist
überfällig; die elementare Übereinstimmung der Europäer muß fixiert werden.
Die Europäische Verfassung könnte zu einem wichtigen Orientierungselement
werden:
1. Die Verabschiedung einer europäischen Verfassung kann die Übersichtlich-

keit des Einigungsprozesses wieder herstellen, das Wozu und Warum neu
verdeutlichen. Eine sinnvolle Zuordnung und Neuordnung der vielfältigen
institutionellen Ansätze und Entscheidungsabläufe erscheint sowieso zwin-
gend geboten.

2. Die Direktwahl zum Europäischen Parlament bedeutet zweifellos einen tie-
fen Einschnitt in das institutionelle Gefüge der Europäischen Gemeinschaft,
auch wenn mit ihr nicht unmittelbare Kompetenzverlagerungen verbunden
sind. Die Verfassung eröffnet die Möglichkeit, das institutionelle Gefüge
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den neuen politischen Gegebenheiten anzupassen. Sie kann und muß vor al-
lem eine verbindliche Festlegung der Regeln bringen, nach denen sich die
Willensbildung unter den Prinzipien der Volkssouveränität vollzieht.

3. Die Verfassung bietet die Möglichkeit, die neuen politischen Problem-
schwerpunkte in die rechtlichen Grundlagen der Gemeinschaft einzufügen.
Stehen im Mittelpunkt der Römischen Verträge noch der Agrarmarkt, die
Zollunion, die Freizügigkeit, so sind inzwischen andere Aufgaben ergän-
zend in den Vordergrund gerückt, für die in den Römischen Verträgen kei-
ne eindeutigen Regelungen vorgesehen sind: Umweltschutz, Energiepolitik,
Regionalpolitik, Außen- und Sicherheitspolitik.

Gewichtige Gründe lassen sich also für eine europäische Verfassung ins Feld
führen. Folgerichtig bündelt Ralf Dahrendorf seine Überlegungen zur Zukunft
Europas in der Verfassungsfrage. „Und dann wird der Tag kommen, und zwar,
wie ich schätze, vor 1990, an dem die Europäer sich zusammensetzen und sa-
gen: Nun gut, nun haben wir hier die vielen Ansätze zur Zusammenarbeit, wol-
len wir sie nicht doch in eine vernünftige institutionelle Form bringen? Das
wird dann der Augenblick des Parlaments sein. Dann muß es da sein, um Ver-
fassungsvorschläge auszuarbeiten, die für das Europa des Jahres 2000 einen an-
gemessenen konstitutionellen Rahmen abgeben"50.

Im Grundsatz folgt die Verfassungsinitiative des Europäischen Parlaments
den oben formulierten Ansprüchen. Die Europäische Union soll das Dach für
die Europäische Gemeinschaft, das Europäische Währungssystem und die Euro-
päische Politische Zusammenarbeit bilden. Das Europäische Parlament soll we-
sentlich erweiterte Kompetenzen erhalten und als eine zweite Kammer neben
dem Ministerrat an allen Gesetzgebungsvorhaben gleichberechtigt mitwirken.
Bei vielen Kompetenzverschiebungen sieht der Vorschlag sinnvollerweise ein
flexibles, schrittweises Vorgehen vor. In der Zuständigkeitsfrage unterscheidet
der Vorschlag des Europäischen Parlaments zwischen ausschließlicher Zustän-
digkeit, konkurrierender Zuständigkeit und potentieller Zuständigkeit. Regula-
tives Prinzip, in welche Kategorie eine Aufgabe einzuordnen ist, soll die Subsi-
diarität sein. Ohne sich ausdrücklich auf das Konzept des Föderalismus zu beru-
fen, trägt der Parlamentsvorschlag eine ausgeprägt föderalistische Handschrift.

Aber dennoch ist Skepsis angebracht; denn das Projekt weist etliche Defekte
auf. Anschaulich werden diese Schwierigkeiten am konkreten Detail. Der Text
enthält eine ganze Reihe unscharfer Festlegungen, die so kaum praktikabel
sind, insbesondere unklare Zuständigkeitsbeschreibungen. Lähmende Streitig-
keiten im Alltag wären die zwangsläufige Folge. Drei grundsätzliche Defekte
verdienen es, festgehalten zu werden:
1. Der erste Defekt liegt in den Inhalten. Verfassungen müssen einen allgemei-

nen politischen Rahmen bieten; sie müssen den weitgehend unstrittigen Be-
zirk an Gemeinsamkeiten der Demokraten markieren. Sie müssen dazu al-
lerdings vor allem in der Zuordnung von Kompetenzen äußerst präzise sein.
Die vorgelegte Entschließung des Europäischen Parlaments erfüllt diese
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Kriterien nicht. Sie enthält zudem tagesorientierte, aktuelle Zielbestimmun-
gen, die vielleicht morgen schon an Brisanz verloren haben.

2. Der zweite Defekt liegt in der Vorgeschichte der Parlamentsentschlie-
ßung51. Nachdem sich das Parlament zunächst viel Zeit gelassen hatte mit
seiner Verfassungsinitiative, richtete es dann zwar einen Institutionellen
Ausschuß ein, gab allerdings keinen präzisen Arbeitsauftrag. Der Institutio-
nelle Ausschuß umfaßte Mitglieder mit höchst unterschiedlichen Vorstellun-
gen zu dem avisierten Projekt. Neben überzeugten Föderalisten, saßen Ab-
geordnete, die dem Verfassungsgedanken höchst skeptisch gegenüberstan-
den. Neben Persönlichkeiten, die ungeduldig den großen qualitativen
Sprung für Europa erwarteten, saßen Abgeordnete, die bestenfalls moderat
die Römischen Verträge arrondieren wollten. Die Heterogenität der Ziele
und Temperamente bestimmte die Szene. Politische Autorität wird so nicht
gestärkt. Kompromiß auf Kompromiß wurde geschlossen, um Zustimmung
unter den widerstreitenden Interessen einzusammeln. Europapolitisches
Profil wurde abgeschliffen. Aber dennoch gelang es nicht einmal, deutlich
mehr als die Hälfte der Abgeordneten des Europäischen Parlaments für das
weit gefächerte Kompromißpapier zu mobilisieren. War die Idee einer Ver-
fassungsinitiative ein Aufbruchszeichen des Europäischen Parlaments an
sich selbst, ein Akt der Selbstvergewisserung, so war das Ereignis der Ab-
stimmung ein Akt der Selbstdistanzierung. Machtvolle politische Schubkräf-
te sind so zur Verwirklichung des Verfassungsprojekts kaum zu mobilisie-
ren.

3. Der dritte Defekt liegt im Kalkül der Realisierungschancen. Die Verfas-
sungsinifiative steht in der Kontinuität intensiver Reformbemühungen, die
seit mehr als zehn Jahren zu beobachten sind. Diese Reformbemühungen
haben zwar in einer Reihe von Einzelheiten zu Erfolgen geführt, aber in der
grundsätzlichen Zielsetzung waren sie zum Scheitern verurteilt52. Rückblik-
kend lag der wesentliche Wert der Reformberichte in der Kanalisierung eu-
ropapolitischer Kommunikation und in der Intensivierung des pädagogi-
schen Bemühens um die Einigung Europas. Wer aber gibt nun den Verfas-
sungsvätern den Optimismus, das ihr unvergleichlich weitreichenderes Pro-
gramm politisch durchsetzbar wäre? Die Europäer haben doch erst kürzlich
sehr genaue Erfahrungen sammeln müssen, wo in dieser Richtung gegen-
wärtig die Grenzen liegen, als die Idee einer Europäischen Akte auf das
Restprogramm der Feierlichen Deklaration zurückgestutzt wurde. Die Fei-
erliche Deklaration ist inhaltlich so ausgefallen, daß nur noch naive Blauäu-
gigkeit die hohen Ziele einer europäischen Verfassung für auf absehbare
Zeit realisierbar halten kann.

Auf einen Nenner gebracht: Die grundsätzlich wichtige und gute Idee, eine Eu-
ropäische Verfassung zu erarbeiten, wurde vom Europäischen Parlament in ei-
ner Weise konkretisiert, die inhaltlich und prozedural mit Fragezeichen zu ver-
sehen ist.
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Auf der Suche nach dem Föderator
Läßt man die wichtigsten europapolitischen Beschlüsse der letzten Monate
nochmals Revue passieren53, dann wird die unbefriedigende Geschwindigkeit
der Integration erneut deutlich:
— Die ,Feierliche Deklaration' sieht ein elastischeres Abstimmungsverhalten

im Ministerrat vor, in dem sie bei abweichender Meinung die Stimmenthal-
tung empfiehlt.

— Die Sicherheitspolitik wird in ihren politischen und wirtschaftlichen Aspek-
ten in die EPZ einbezogen.

— Es hat eine Einigung über die Behandlung der landwirtschaftlichen Südpro-
dukte der Mittelmeerländer gegeben, wodurch ein wichtiges Hindernis in
den Beitrittsverhandlungen mit Spanien und Portugal beiseite geräumt wor-
den ist.

— Der Sozialfonds wurde dahingehend reformiert, daß in Zukunft 75 % der
Mittel für Jugendliche unter 25 Jahren und 40 % für Vorhaben in struktur-
schwachen Gebieten eingesetzt werden.

— Die gemeinsame Fischereipolitik konnte mit neuen Vereinbarungen fortge-
setzt werden.

— Die Ausgabe eines einheitlichen Europäischen Passes ab 1985 sowie Er-
leichterungen im Gütergrenzverkehr wurden vereinbart.

Alles in allem wichtige, kleine Teilschritte, nicht mehr und nicht weniger. Die
Frage bleibt also: Wie kann Europa Zukunft haben?

Die drängensten Notwendigkeiten sind angesichts der gegenwärtigen Lage
der Europäischen Integration nicht zu übersehen:
— Die Europäische Gemeinschaft braucht ein handlungsfähiges Entschei-

dungszentrum. Ohne ein solches Entscheidungszentrum ist kein noch so un-
bedeutender Kleinstaat zu regieren, geschweige denn eine industrielle
Großmacht mit 270 Millionen Einwohnern.

— Die Europäische Gemeinschaft braucht den Ausbau ihrer politischen Infra-
struktur. In den vergangenen Jahren haben die Europäer wie gebannt auf
die Gipfelkonferenzen gestarrt und von dort allein den Durchbruch erwar-
tet. Dies war zweifellos falsch. Unter den Existenzbedingungen moderner
Industriegesellschaften reicht der gute Wille der Staats- und Regierungs-
chefs nicht aus. Er muß in politische Strukturen übersetzt werden, und dies
heißt in unserem Fall in europäische Strukturen. Damit sind gemeint: voll
durchorganisierte, europäische Parteien und Verbände, europäische Mas-
senmedien, ein dichtes Netz von aktionsfähigen Partnerschaften, ein umfas-
send handlungsfähiges Europäisches Parlament. Alles das gibt es heute nur
in Ansätzen. Die Europapolitik muß aus dem alleinigen Sog der Einzelstaa-
ten heraus und statt dessen auch dem Erfolgszwang einer europäischen In-
frastruktur ausgesetzt werden.

— Europa muß wieder konkreter erfahrbar werden. In der Symbolwirkung
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einer direkten Erfahrung Europas liegt auch die eigentliche Bedeutung ei-
ner ganzen Reihe von Maßnahmen und Forderungen: Die Einführung des
Europa-Passes, der Abbau der Grenzkontrollen, die Anerkennung von Di-
plomen und Abschlüssen.

Die elementare Reformfrage jedoch lautet: wer soll nun vor dem Hintergrund
der aufgestauten Problemfülle, die notwendigen Fortschritte initiieren? Wer
soll der Föderator Europas sein?

Um es nüchtern durchzukalkulieren: Dieser Föderator kann nur in den Staa-
ten zu finden sein, deren politische und wirtschaftliche Potenz die notwendigen
Führungsimpulse freisetzen kann. Der Föderator kann auch nur in den Staaten
zu finden sein, die in Europa mehr sehen als nur eine pragmatische wirtschaftli-
che Kooperation. Der Föderator muß sich zudem neuen europäischen Mate-
rien zuwenden; er darf mit seinen Führungsimpulsen nicht das Erreichte ge-
fährden, sondern muß daneben neue Ansätze erproben — Energiepolitik,
Technologie, Außen- und Sicherheitspolitik. Er darf dabei allerdings nicht
auch noch auf das langsamste Schiff im europäischen Geleitzug warten und darf
auch nicht noch den letzten Bremser einbinden wollen.

Dies alles bedeutet: Der Schlüssel zur Zukunft Europas liegt in deutsch-fran-
zösischen Händen54.

Die europäische Idee des deutsch-französischen Freundschaftsvertrages be-
kommt zweifellos eine neue Aktualität. Die Sorgen der Vertragsväter Adenau-
er und de Gaulle am Anfang der 60er Jahre waren doch weitgehend identisch
mit den heutigen Schwierigkeiten: Spannungen im Ost-West-Verhältnis, Be-
sorgnisse um die Handlungsfähigkeit der Atlantischen Allianz, europapoliti-
sche Stagnation. Das eigentliche Thema der vertraulichen Gespräche zwischen
Adenauer und de Gaulle war vor diesem Hintergrund auch nicht die bilaterale
Aussöhnung zwischen beiden Völkern — die war in ihrer Sicht bereits weitge-
hend vollzogen. Ihre Idee war die politische Verklammerung von Deutschland
und Frankreich als Motor der Politischen Union Europas. Für ein solch ehrgei-
ziges Konzept, europäische Führungsimpulse aus den deutsch-französischen
Beziehungen heraus freizusetzen — wozu sich gegenwärtig vor allem das Feld
der Zukunftstechnologie und der Sicherheitspolitik anbietet55, hängt allerdings
sehr davon ab, inwieweit es gelingt, dafür breite, politische und gesellschaftli-
che Fundamente in Deutschland und Frankreich zu schaffen. D.h.: die großen
Entwicklungsvorhaben beider Länder müssen gemeinsam gedacht, beraten, ge-
plant werden. Ohne Gemeinsamkeit auf zentralen Lebensgebieten kann es
auch keine deutsch-französische Föderatorenrolle geben.

Die Führungskraft der deutsch-französischen Gemeinschaft als Föderator
und die europäische Sicherheitspolitik als Föderationsimpuls — darin kann ein
machtpolitisch realistisches Konzept zu einem neuen Aufbruch Europas liegen.

Die Frage, wie eine engere sicherheitspolitische Zusammenarbeit der west-
europäischen Staaten erreicht werden könne, zählt ja gegenwärtig zu den pro-
minenten Themen der europapolitischen Diskussion. Kaum ein programmati-
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scher Vorschlag zur Fortentwicklung der westeuropäischen Einigung, kaum ei-
ne richtungsweisende Rede der europapolitisch Verantwortlichen läßt diesen
Problemkreis unerwähnt. Dies mag auf den ersten Blick überraschen. Bei nä-
herer Prüfung frappiert dann jedoch die breite Tradition, die das Reflektieren
über eine westeuropäische Sicherheitskooperation besitzt.

So aktuell zugespitzt die gegenwärtige Diskussion des Themas auch erschei-
nen mag, sie steht in einem historischen Kontext, der seit dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges immer wieder diese Anfrage nach der westeuropäischen Si-
cherheit hat diskutieren lassen. Gleichsam in kulturellen und politischen Wel-
lenbewegungen wurde in der Nachkriegszeit die sicherheitspolitische Substanz
der westeuropäischen Einigung jeweils wieder neu debattiert56. Dies geschah
zunächst in den 50er Jahren im Blick auf die Europäische Verteidigungsge-
meinschaft57. Nachdem dieses Projekt gescheitert war, wurde das Thema fest-
gemacht am deutschen Beitritt zur Nato und zur Westeuropäischen Union58. In
den 60er Jahren tauchte es wieder im Zusammenhang mit den Fouchet-Plänen
und mit dem Vorschlag zur Schaffung einer multilateralen Atomstreitmacht
(MLF) auf. Es fand auch seinen Niederschlag im deutsch-französischen
Freundschaf tsvertrag vom 22. Januar 1963, der nicht zuletzt einen verteidi-
gungspolitischen Akzent formuliert59. Den konkretesten organisatorischen
Ausdruck des westeuropäischen Bemühens um sicherheitspolitische Zusam-
menarbeit bildete dann die im Jahr 1968 gegründete Euro-Group der NATO60.

Die Abwägung verschiedener Faktoren im sicherheitspolitischen Kalkül der
westeuropäischen Staaten läßt zunächst drei Schlußfolgerungen zu.
1. Die sicherheitspolitische Motivstruktur, die konkreten Willensbekundungen

der politischen Akteure, der relativ breite westeuropäische Konsens und die
grundsätzlich vorhandenen institutionellen Möglichkeiten lassen erwarten,
daß es in absehbarer Zukunft zu einer engeren sicherheitspolitischen Zu-
sammenarbeit der westeuropäischen Staaten kommt.

2. Die besondere Schwierigkeit liegt in der organisatorischen Umsetzung eines
solchen politischen Willens, da alle denkbaren Alternativen (Euro-Group,
WEU, EG/EPZ) sowohl Vorteile als auch erhebliche Nachteile aufweisen.

3. Der bisher praktizierte europapolitische Pragmatismus legt es nahe, die
Stärken aller drei Organisationen miteinander in einen politischen Zusam-
menhang zu bringen: Die Euro-Group wird ihre starke militärische Akzen-
tuierung behalten. Jede verstärkte europäische Zusammenarbeit kann nur
in Form einer die Atlantische Allianz ergänzenden und vertiefenden Funk-
tion der Sicherheit Europas förderlich sein. Die WEU wird vor allem das
starke französische Engagement in einen europäischen Kommunikations-
rahmen einbringen. Die EG und EPZ werden ihr außenpolitisches Gewicht
durch die sicherheitspolitische Konzertierung ergänzen, ohne ihr hohes in-
ternationales Ansehen als Zivilmacht in Frage zu stellen.

Für den Ausbau der sicherheitspolitischen Kooperation in der EG/EPZ spricht
vor allem die bisher vergleichsweise starke materielle und institutionelle Aus-
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stattung dieser Organisationsform. Außerdem besteht hier mit dem Europäi-
schen Parlament, mit europäischen Parteien und Verbänden der Ansatz einer
auch für die Sicherheitspolitik notwendigen politischen Infrastruktur. Dies alles
hat innerhalb der Europäischen Gemeinschaft zu einer ungewöhnlich dichten
Interaktion zwischen den westeuropäischen Staaten geführt, die als politisches
und psychologisches Unterfutter für eine Kooperation in dem sensiblen Be-
reich der Sicherheitepolitik unverzichtbar erscheint.

Ein solcher Einbezug der sicherheitspolitischen Komponente kann sich in
drei Schritten vollziehen: Herbeiführung eines Beschlusses, daß sich die EPZ
mit allen sicherheitspolitischen Fragen befaßt; Schaffung eines EG-Ministerra-
tes der Verteidigungsminister; Einrichtung eines Konsultations- und Informa-
tionsmechanismus zur Verteidigungspolitik, wie er im Rahmen der EPZ zur
Außenpolitik bereits besteht (u.a. regelmäßige Treffen der Leiter der Abtei-
lungen Sicherheitspolitik in den Verteidigungsministerien der EG-Mitglied-
staaten).

Eine langfristig wirkungsvolle und effiziente europäische Sicherheitspolitik
wird es in diesem Rahmen allerdings nur dann geben, wenn das Profil der euro-
päischen Außenpolitik eindeutiger und markanter herausgearbeitet wird. Erst
wenn die Europäische Gemeinschaft eine außenpolitische Identität entwickelt,
die mehr ist als die Bündelung der vorhandenen Positionen der Mitgliedstaa-
ten, dann können die zusätzlichen organisatorischen Überlegungen zu einer
wirkungsvollen Außen- und Sicherheitspolitik tatsächlich greifen. Ob, wann
und wie die Europäer das hier geforderte gesteigerte Selbstbewußtsein entwik-
keln und in politische Entscheidungen übersetzen werden — dies wird dem kri-
tischen Beobachter sehr bald offenkundig werden. Die Zeichen der Zeit verra-
ten dazu allerdings eine wichtige Erkenntnis: allzu viele verpaßte Chancen zur
Reform Europas können wir uns nicht mehr leisten.
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2, S. 101-127; ders., Elemente eines euro-
päischen Verwaltungsrechts, in: Deutsches
Verwaltungsblatt, Köln 1983, S. 649-658.
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